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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Vereinheitlichung der Kündigungsfristen von Arbeitern 
und Angestellten 

(Kündigungsfristengesetz — KündFG) 

— Drucksachen 12/4902, 12/5081, 12/5191, 12/5235, 12/5228, 12/5420, 12/5721 — 


hier: Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 Grundgesetz 


Der Bundesrat hat in seiner 660. Sitzung am 24. Sep- 
tember 1993 mit der Mehrheit seiner Stimmen 
beschlossen, gegen das vom Deutschen Bundestag am 
24. September 1993 verabschiedete Gesetz gemäß 
Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes mit folgender 
Begründung Einspruch einzulegen: 


Begründung 

Die Verkürzung der Kündigungsfristen auf vier 
Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalender- 
monats ist eine unzumutbare Verschlechterung für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 24. September 1993. 
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